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Vorwort 

Ingo v. Münch hatte bei seinem Themenvorschlag „Auswärtige Gewalt" sicher an 
etwas anderes gedacht, als hier nachzulesen ist, waren doch die außenpolitschen 
Zuständigkeiten zwischen Ländern, Bund, New York und Brüssel nicht nur 
wegen der zunehmenden Europäisierung der Außenpolitik erneut in die Diskus-
sion geraten. In seinem Zweitgutachten konnte Stefan Oeter dann auch zu Recht 
schreiben, dass der Titel etwas anderes verspräche als er hielte. 

Der Begriff der auswärtigen Gewalt ist bislang ausschließlich mit Zuständig-
keiten und Verfahren verbunden worden, ein substantieller, gar rechtlicher 
Gehalt wurde nicht gesehen. Seine inhaltlichen, rechtlich wirksamen Besonder-
heiten zu entfalten, um mit außenpolitischen Interessen bewußter und verant-
wortlicher umzugehen zu können, entwickelte sich als Aufgabe, die hier mehr 
begonnen als vollendet wurde. Der Kuchen, der nach bekannten Regeln sorgfäl-
tig unter die außenpolitschen Akteure verteilt wird, war zunächst als in nahezu 
allen Rechtsbereichen wirksame rechtliche Struktur zu erkennen. 

Es stellte sich als besonderes Glück heraus, als seinerzeitiger Prozessvertreter 
des Auswärtigen Amtes und Delegationsleiter, u.a. im NATO Council of Legal 
Advisers, so manche Einsicht der Theorie in der Völkerrechtspraxis prüfen zu 
können. Das Auswärtige Amt hat mir nachhaltig klar gemacht, wie dringend not-
wendig diese Arbeit ist. 

Im Januar 1996 trafen sich in den verschneiten Karpaten eine Reihe bekannter 
Experten und Politiker, um eine Verfassung für die selbständige Ukraine zu ent-
werfen. Otto Luchterhandt hat seit unserer dortigen Begegnung nicht nur die 
überaus erfolgreiche ukrainische Verfassungsentwicklung, sondern das vorlie-
gende Werk als Erstgutachter begleitet und den Erfolg gewährleistet. In seinem 
freundlichen Institut genoß ich nicht nur Asyl sondern darf mich, bis heute, im 
Kreise aller Mitarbeiter, zu Hause fühlen. Mein Doktorvater Helmut Quaritsch 
kam aus Speyer zum Habilitationsvortrag an seine Alma Mater nach Hamburg. 
Sein „Staat und Souveränität" hat die aktuelle Anwendung des Begriffs einem 
zweiten Bande vorbehalten. Hier sei ein solcher zum gleichen Zwecke erhofft. 
Allen Genannten sei für ihre persönliche Anteilnahme und Unterstützung, ohne 
die es diesen Titel nicht gäbe, gedankt. Karl-Heinz Ladeur, der als seinerzeitiger 
Dekan manchen Weg wegen notwendiger Verfahrensquoren zu seinen Kollegen 
zurücklegen musste und Fritjhof Ehm wegen der abschließenden Durchsicht 
seien eingeschlossen. 



V I Vorwort 

Nach Mossadeq, Irak und Guantanamo wäre es verlockend, manches hinzuzu-
fügen. Das Grundanliegen, rechtliche Wirkungen auswärtiger Gewalt erkennba-
rer zu machen, änderten diese Ereignisse nicht. Deshalb bleibt es bei dem Stand 
bei Abgabe zu Ostern 2002. 

Trinity College Dublin, zu Ostern 2005 Gernot Biehler 
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Allgemeiner Teil 





A. Fragestellung und Thesen 

I . Fragestel lung 

Auswärtige Gewalt ist ein fester Begriff im deutschen Recht. In der Rechtspre-
chung wird über „Akte der auswärtigen Gewalt" judiziert1 , in der Gesetzgebung 
taucht sie, wenn auch an etwas versteckter Stelle, auf2, die Staatrechtslehrer ver-
handeln über sie3 und nicht zuletzt wird sie von den dazu berufenen Verfassungs-
organen ausgeübt. Trotzdem gibt es wohl nur wenige Begriffe, die sich einer kla-
ren Erfassung ihrer Bedeutung so nachhaltig entziehen, wie der der auswärtigen 
Gewalt. Die auswärtige Gewalt ist ein Teil staatlicher Gewalt. Der Staat ist derzeit 
nach wie vor die Grundkonstante, sowohl des innerstaatlichen Rechts als auch 
des internationalen Systems. Im Zeichen wachsender Internationalisierung und 
Globalisierung der Welt ist der Staat aber in einem gravierenden Anpassungs- und 
Anderungsprozess begriffen. O b dieser Prozess den Staat und seine auswärtige 
Gewalt als Begriffe einer vergangenen Epoche dominierender Nationalstaatlich-
keit am Wege zurücklassen wird, ist heute offen. Es bleibt die Aufgabe, die rechtli-
che Dimension dieses Wandlungsprozesses des Staates aus der Sicht seiner äuße-
ren Angelegenheiten zu erfassen. A m Grenzbereich zwischen Staatslehre, Vö l -
ker- und Staatsrecht soll eine Momentaufnahme der rechtlichen und tatsächlichen 
Grandkonstanten des modernen, sowohl souveränen als auch integrierten Staates 
gezeichnet werden. Es soll eine Phänomenologie des offenen Staates zwischen 
Nat ion und Integration versucht werden. 

Immer wieder gibt der Begriff der auswärtigen Gewalt Anlass zu Fragen: So 
wird gelegentlich ein sonst kaum vertretbares Ergebnis mit den Besonderheiten 
der auswärtigen Gewalt begründet4 oder sie einem oder mehreren Organen zur 

1 BVerfGE 90, 286, 287. 
2 §7 des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) v. 28.4. 1961, BGBl. 1961 I, 481ff.; §7 Abs. 1, 3. 

AWG: „Rechtsgeschäfte und Handlungen im Außenwirtschaftsverkehr können beschränkt wer-
den, um zu verhüten, dass die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheb-
lich gestört werden." Oder § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Auswärtigen Dienst v. 30.8. 1990. 
BGBl. 1990, I, 1842 (GAD): „Der Auswärtige Dienst nimmt die auswärtigen Angelegenheiten 
des Bundes wahr." Auswärtige Beziehungen, Belange, Interessen oder Angelegenheiten sind in 
diesen Zusammenhängen gleichbedeutend mit dem in der Wissenschaft und Rechtsprechung 
vorherrschenden Begriff der auswärtigen Gewalt zu verstehen. Zur näheren Definition sogleich. 

3 So 1953 unter dem Titel „Die auswärtige Gewalt der Bundesrepublik Deutschland" 
W D S t R L 12 (1953), S.129ff. Berichterstatter Grewe und Menzel und 1997 unter dem Titel 
„Kontrolle der auswärtigen Gewalt" W D S t R L 56 (1997), Berichterstatter Wolfrum und Hail-
bronner. 

4 Im Bodenreformurteil werden „Enteignungsmaßnahmen ..., die sich für den dem Grundge-
setz verpflichteten Gesetzgeber als nicht hinnehmbar erweisen" (2. Leitsatz BVerfGE 84,90) mit 
Erwägungen der Wahrnahme auswärtiger Gewalt gerechtfertigt. 



4 Allgemeiner Teil 

Ausübung zugeordnet, ohne das klar ist, warum5. Immer bleibt der Eindruck des 
Außergewöhnlichen, des rechtlich schwer Fassbaren, zurück. Nahe stehen Fra-
gen der Staatsräson, der ausnahmsweisen justiziellen Unüberprüfbarkeit staatli-
chen Handelns oder des Konflikts von Machtpolitik und Recht. 

1. Die auswärtige Gewalt als innerstaatlicher Rechtsbegriff 

Die rechtlichen Auswirkungen auswärtigen Handelns, der Ausübung auswärti-
ger Gewalt, können mit den Begriffen und den Maßstäben der innerstaatlichen 
Rechtsordnung dargestellt werden. Dies ist als Erkenntnismethode, als einheitli-
cher Maßstab ihrer unterschiedlichen, auch äußeren Wirkungen von hohem Wert. 
Die juristische Brille einer innerstaatlichen Rechtsordnung ist das notwendige 
tertium quid zur Erkenntnis unterschiedlichster Lebenssachverhalte in den aus-
wärtigen Verhältnissen eines Staates. Mit der innerstaatlichen Rechtsordnung 
kann ein Maßstab für die Erkenntnis der Besonderheiten des Gegenstandes gege-
ben werden. So unterteilt sich die vorliegende Untersuchung in einen allgemeinen 
Teil, der Definition, Begriffsgeschichte und allgemeine Besonderheiten und 
Strukturen der auswärtigen Gewalt vor die Klammer zieht, und einen besonderen 
Teil, der die tatsächlichen und rechtlichen Wirkungen der auswärtigen Gewalt in 
konkreten Einzelfällen, besonders auch nach den Maßstäben des innerstaatlichen 
Rechts, darlegt. Im Ergebnis soll so wieder zu allgemeinen Aussagen über die 
rechtliche Natur des Untersuchungsgegenstands gelangt werden. 

2. Auswärtige Gewalt als Teil moderner souveräner Staatlichkeit im Wandel 

Der moderne Staat, wie er sich im Anschluss an die von Bodin, Machiavelli und 
Hobbes geprägten Begriffe von Souveränität und Staat bis heute versteht oder 
jedenfalls verstand, ist Inhaber aller staatlichen politischen und rechtlichen Macht 
in seinem Gebiet. Er ist Inhaber der Kompetenz-Kompetenz und damit souve-
rän. Sowohl geistesgeschichtlich als auch denknotwendig ist der Begriff der Sou-
veränität als Letztentscheidungsrecht ausgestaltet worden. Dies bezieht sich 
sowohl auf inneres als auch auf äußeres staatliches Handeln. Auswärtige Gewalt 
ist die staatliche Zuständigkeit zu auswärtigem Handeln.6 Insofern ist auswärtige 

5 Zum Beispiel vom Bundesverfassungsgericht im Nachrüstungsurteil, BVerfGE 90, 286, w o 
in Leitsatz 3 a) ein konstitutives Zustimmungserfordernis für bestimmte Maßnahmen der aus-
wärtigen Gewalt durch den Bundestag begründet wird. Dies steht Leitsatz 7 entgegen, der auf die 
herkömmliche Rechtsprechung in BVerfGE 68, 1, 84f. verweist. 

6 Diese sehr allgemeine Definition mag hier stehen bleiben; so richtig sie ist, so sehr bedürfte 
sie der Vertiefung und Auslegung. Ihre Schwäche ist, dass sie die Zuständigkeit zur Ausübung 
auswärtiger Gewalt, nicht die Sache als solche, die auswärtige Gewalt, in den Blick nimmt. Für 
den Zweck der hier beabsichtigten Darstellung des Zusammenhangs des herkömmlichen Souve-
ränitätsbegriffs mit dem der auswärtigen Gewalt, genügt sie. Genauere Definitionen werden un-
ten noch angeboten. 
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Gewalt von der staatlichen Souveränität nicht zu trennen. Sie ist vielmehr ein Teil 
dieser Souveränität. 

N u n ist der herkömmliche Begriff des souveränen Staates heute nicht mehr 
zweifelsfrei.7 Es wird allgemein darüber nachgedacht, ob politische Macht bereits 
auf dem Weg in grundlegend neue Daseinsformen sei.8 Die zunehmende Integra-
tion des Staates in internationale oder supranationale Verbindungen, die immer 
weniger allein dem herkömmlichen Nationalstaat zuzuordnenden Verantwor-
tungsbereiche, ein verändertes Verständnis internationaler Zusammenarbeit, 
können die herkömmlichen Vorstellungen von Staat und Souveränität immer 
weniger erfassen und erklären. Es deuten sich grundlegende Wandlungen an. 
Diese erfassen auch die Zuständigkeit zum auswärtigen Handeln, die auswärtige 
Gewalt. Als Teil des Staats- bzw. Souveränitätsbegriffs ist auch der der auswärti-
gen Gewalt neu zu überdenken. Wenn der moderne Staat seinen Zenit überschrit-
ten hätte, politische Macht sich in neuen Formen jenseits vom Nationalstaat und 
im von ihm gesetzten Recht etablierte, müsste dies die auswärtige Gewalt unmit-
telbar berühren. Die juristische Dimension dieser Diskussion erfordert auch hin-
sichtlich dieses Begriffs eine klare Positionsbestimmung. Heute tritt die staatliche 
Macht kaum noch mit einem unvermittelten Machtanspruch im Alltag oder im 
Ausnahmefall9 auf. Dies ist gerade im äußerst stark vernetzten, durch Hoheits-
transfers gekennzeichneten internationalen Bereich evident. Dies gilt jedenfalls 
für Deutschland heute, das immer noch ein aus Vorkriegs- und Nachkriegszeiten 
herkommendes belastetes Verhältnis zu nationalstaatlicher Macht durch interna-
tionale Integration und Hoheitstransfers aufarbeitet. Über die Vereinigten Staa-
ten von Amerika mag man dies dagegen nur in geringerem Maße behaupten. Aber 
auch dieser Ausnahmefall eines mächtigen, auch im allgemeinen Sprachgebrauch 
nicht nur rechtlich, sondern tatsächlich im Bereich internationaler Politik souve-
ränen Staates, ist vielfältig in die internationale Zusammenarbeit eingebunden. 
Allein das Einbringen ihrer politischen und wirtschaftlichen Macht in die interna-
tionale Kooperation ermöglicht den Vereinigten Staaten ihren unvergleichlich 
großen Einfluss auf internationaler Ebene in anerkannter Weise zu sichern. Ihr 
Heraustreten aus dem internationalen Konsens, wie er in den Gewaltermächti-
gungen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen seinen Ausdruck findet, bei 
der Eroberung Iraks im Frühjahr 2003 zeigt den erheblichen Einfluss- und Legiti-

7 Stefan Hobe, Der offene Verfassungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz, stellt 
eine aktuelle (1998) Habilitations-Studie zur Wandlung des Staatsbegriffs im Kontext der inter-
nationalen institutionalisierten Kooperation dar, die ausführlich die Entwicklungen des Staats-
begriffs nachzeichnet und zahlreiche Nachweise gibt. 

8 DiFabio, Das Recht offener Staaten, S. 122; vgl. auch die Darstellung der „der Staat ist tot"-
Debatte in der Einführung zu Quaritschs Staat und Souveränität, S. 11 ff. 

9 Die bekannte Souveränitätsdefinition, dass souverän sei, wer über den Ausnahmezustand 
entscheide, stammt von Carl Schmitt, Politische Theologie (1922), S. 11. 
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mationsverlust der trotz effektiver Machtausübung die Vereinigten Staaten 
betreffen kann. 

Im Inneren prägen Juridifizierung, Selbstbindung, Kontrolle und Machttei-
lung das Bild der staatlichen Macht. Aus der internationalen Verflechtung, Tei-
lung und Begrenzung staatlicher Macht im Innern und Äußeren kann nicht 
geschlossen werden, Staat, Souveränität und mit ihnen die auswärtige Gewalt 
seien nicht mehr in begrifflich erfassbarer Form vorhanden. Wie der Souveräni-
tätsbegriff bei Bodin, so ist auch der Begriff der auswärtigen Gewalt in der deut-
schen Staatslehre immer als Rechtsbegriff verstanden worden. Als solcher fragt er 
nicht primär nach empirischen Befunden der zwischenstaatlichen Praxis, sondern 
nach dem Sollen im Konfliktfall. Dabei wird das tatsächliche Machtmonopol des 
Staates in auswärtigen Angelegenheiten immer mitzudenken sein. Letztinstanz-
lichkeit lässt sich in den verschachtelten Gebilden internationaler staatlicher 
Gewaltausübung nur durch Grenzlagen sichtbar machen. So hat das Bundesver-
fassungsgericht die auf auswärtige Lagen bezogene Souveränität am Letztent-
scheidungsrecht festgemacht, so weit das gegebene Beispiel auch von der Praxis 
politischer Realität entfernt ist: Im Maastricht-Urteil stellte es fest10, dass die Sou-
veränität Deutschlands im Staatenverbund der Europäischen Union nach wie vor 
bestände, da es das Recht des Austritts besäße, auch wenn dies europarechtlich 
nicht vorgesehen sei. Die Mitgliedsstaaten seien in der Europäischen Union Her-
ren der Verträge und damit souverän. Innerstaatliches Korrelat ist der inhaltsrei-
che Leitsatz: 

„Akte der auswärtigen Gewalt, die vom Tatbestand des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 G G nicht 
erfasst werden, sind grundsätzlich dem Kompetenzbereich der Regierung zugeordnet." 1 1 

Damit ist vielleicht die einzige generelle „Normierung" hinsichtlich der auswärti-
gen Gewalt im deutschen Recht formuliert, ein Satz mit Tatbestand und Rechts-
folge zur Zuständigkeitsverteilung im Rahmen verfassungsrechtlichen Regelung 
der Gewaltenteilung. 

Auswärtige Gewalt der Mitgliedsstaaten ist damit Regierungsgewalt12 und 
besteht danach im Rahmen der Europäischen Union auch in Hinblick auf die 
Union und ihre Mitgliedsstaaten fort, selbst wenn ihr Hoheitsrechte übertragen 
sind. Der Mitgliedsstaat entscheidet letztlich über den Bestand dieser Übertra-
gung von eigener Hoheitsgewalt im Rahmen seiner auswärtigen Gewalt. Er ist 
deshalb souverän, da die übertragene Hoheitsgewalt seine eigene bleibt, was sich 
aus der rechtlichen Möglichkeit ihres Zurückholens ergibt. 

Bei dieser Logik ist genau zwischen politischer und rechtlicher Argumentation 
zu unterscheiden. Die politische Argumentation würde, wohl parteiübergrei-
fend, eine solche Argumentation nicht nachvollziehen wollen. Gerade ein Aus-

10 BVerfGE 89, 155 (190). 
11 BVerfGE 90, 286f. 
12 An diesem Grundsatz ändert auch die Länderbeteiligung nach Art.23 G G n.F. nichts. 
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tritt aus der Europäischen Union, ja schon aus bestimmten Teilen des Integrati-
onsprozesses, wird einhellig als Möglichkeit abgelehnt. Kein ernstzunehmender 
Politiker wird deshalb die Maastricht-Argumentation des Bundesverfassungsge-
richts vom möglichen Austritt aus der Europäischen Union in eine Äußerung 
aufnehmen. Ein politischer Konsens, nicht notwendigerweise in der Bevölke-
rung, aber der politisch Handelnden, verbietet dies.13 Dagegen ist die Argumenta-
tion des Gerichts in völkerrechtsfreundlichem Bestreben darauf ausgerichtet, die 
im Grundgesetz festgeschriebenen Essentialia eines herkömmlichen Staatsbe-
griffs mit dem in Karlsruhe erkannten politischen Bestreben nach europäischer 
Integration zu vereinbaren. Insoweit ist die Darstellung der Austrittsmöglichkeit 
Deutschlands aus der Europäischen Union als petitio principii zu lesen. 

Der Hinweis auf das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgericht dient als 
Beleg, dass das juristische Verständnis auswärtiger Gewalt auch bei abweichender 
politischer Praxis am herkömmlichen Verständnis von Staat und Souveränität 
festgemacht wird. Davon ist, bei Beachtung des Wandels, auszugehen. Ob dieses 
herkömmliche Verständnis, wie es im Maastricht-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts14 festgeschrieben ist, heute juristisch haltbar ist, bedarf hinsichtlich des 
untersuchten Gegenstands noch der Vertiefung im Laufe der Untersuchung. Mit 
dem herkömmlichen Begriff des souveränen Staates ist auch der der auswärtigen 
Gewalt als wirksamer Teil unseres begrifflich erfassten Rechts im Wandel. Er 
bedarf in diesem Prozess genauerer Bestimmung. 

II. Das allgemeine Verständnis des Begriffs der auswärtigen Gewalt 

1. Der einfache Wortsinn in der ursprünglichen Rezeption 

Gewalt ist im Sinne von Staatsgewalt zu verstehen. Dazu kommt der erklärende 
Zusatz „auswärtig". Das Adjektiv „auswärtige" unterscheidet die einheitliche 
(Staats-)Gewalt in eine innere und äußere Seite. Dies nimmt zunächst bezug auf 
die örtliche Geltung von Staatsgewalt für ein begrenztes Staats- oder Hoheitsge-
biet. Die nach „innen" und die nach „außen" gerichtete Seite der staatlichen oder 
hoheitlichen Tätigkeiten wird abgegrenzt. Dies entspricht einer ganz unwillkürli-
chen Sichtweise, die zwischen außen und innen unterscheidet. 

Diese einfache Sichtweise von einem „innen" und einem „außen" der einheitli-
chen Staatsgewalt geht von einem Staat als einheitlichem Rechtssubjekt nach 
Maßgabe der eigenen Verfassung (nach innen) und des Völkerrechts (nach außen) 
aus. Es setzt die einmal erreichte staatliche Souveränität des Territorialstaates 

13 So haben mit Ausnahme der gegenwärtig einflussarmen F D P alle anderen Bundestagspar-
teien abgelehnt, das britische Beispiel eines Referendums zum Europäischen Vertrag für 
Deutschland auch nur im Ansatz zu diskutieren, die völlig gouvernmentale Einstellung zur aus-
wärtigen Gewaltausübung sogar der Hauptoppositionspartei wird deutlich, bis Bundeskanzler 
Schröder den Vorschlag persönlich machte. 

14 Vgl. zur Auslegung des Urteils Di Fabio, Das Recht der offenen Staaten, im Schlußkapitel. 
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begrifflich auch nach außen hin um. Der Begriff der auswärtigen Gewalt ist ganz 
in dieser Vorstellung vom souveränen Staat als ausschließlichem originären Sub-
jekt des inneren und äußeren Rechts verwurzelt.1 5 Zwar ist das herkömmliche 
Verständnis der staatlichen Souveränität1 6 , das sich auch in dem Begriff der „aus-
wärtigen Gewalt" widerspiegelt, nicht mehr in allen seinen Teilen aktuell. Trotz-
dem hat es die Begriffe so geformt, dass nur davon ausgehend ein eigenes Ver-
ständnis gebildet werden kann. Zugrunde liegt die geschichtlich gewachsene und 
gefestigte Vorstellung von der originären Rechtspersönlichkeit des Staates.17 Es 
nimmt die strikte Trennung der staatlichen Innen- und Außensphäre zur Grund-
lage, wie sie auch schon mit dem Begriff der auswärtigen Gewalt indiziert wird. 
Es ist das auch heute noch nicht endgültig abgelegte Modell der Neuzeit , das 
sowohl mit dem Namen Bodin als auch, für das Völkerrecht, dem des H u g o G r o -
tius verbunden wird.1 8 Akteure, Subjekte der internationalen Beziehungen sind 
danach fast1 9 allein die Staaten, die in territorialer Abgrenzung gegeneinander die 
Welt unter sich aufgeteilt haben. Die Staaten werden als geschlossene Einheiten 
gedacht, deren innerer Zustand für den Völkerrechtsverkehr zunächst ohne 
Belang ist. Sie berühren sich damit nur in ihren „auswärtigen" Angelegenheiten 
und ähneln damit, nach einem bekannten Vergleich, Billardkugeln, die aufeinan-
der einwirken, ohne sich in ihrer Eigenheit durcheinander zu verändern.2 0 Ver-
bindungen bestehen mittels der Repräsentanten der Staaten, der Staatsoberhäup-
ter, Regierungschefs und Außenminister nicht ganz im Einklang mit Art . 7 Abs. 2 
W V R K . Auch wenn dies herkömmliche Modell nicht alle, vielleicht nicht einmal 
sehr viele Gesichtspunkte der zwischenstaatlichen Beziehungen in ihrer Gesamt-
heit beschreiben kann oder will, erfasst es den entscheidenden Ausschnitt der 
internationalen Beziehungen. Es ist der Bereich aus dem der Begriff der auswärti-
gen Gewalt herkommt und zu verstehen ist. Es ist der Bereich der Regierungs-
wirklichkeit, die auch heute noch einen entscheidenden Teil der Gesamtwirklich-
keit prägt: U b e r diplomatische Vertreter stehen alle Regierungen, wenn auch 
nicht immer direkt, miteinander in Verbindung, nahezu alle Staaten sind Mitglied 
der Vereinten Nationen und sind durch Diplomatie und direkte Kontakte der 
staatlichen Repräsentanten untereinander, nicht nur bei Waldspaziergängen in 

15 Biehler/Dimitriew, Der Westphälische Frieden von 1648 (in russisch/ukrainisch), S. 12; 
Kimminich, Verfassungsgeschichte, S. 198 ff. 

16 Quaritsch, Staat und Souveränität, S.473ff. 
17 Kimminich, Völkerrecht, S. 102, 106. 
18 Ausführlich dazu Quaritsch, Staat und Souveränität; zusammenfassend Fastenrath, Kom-

petenzverteilung, 11 ff. 
19 Schon von alters her galt der Heilige Stuhl als Völkerrechtssubjekt, ohne Bezug zur Exis-

tenz eines territorialen Kirchenstaates, auch auf den Johanniter-Malteserorden ist hinzuweisen. 
Zu Staatenverbindungen und internationalen Organisationen später. 

20 Der Billiardkugelnvergleich stammt von Wolfers, Arnold, Macht und Differenz: Uber das 
Verhalten der Staaten, in Neriich, Uwe (Hrsg.), Krieg und Frieden in der modernen Staatenwelt 
Bd. 1, Gütersloh 1966, S.359. 
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Genf zwecks Abrüstung oder im Kaukasus zur Herstellung der deutschen Ein-
heit, verbunden. Diese „Welt" wird hier als Ausgangspunkt für das Verständnis 
der auswärtigen Gewalt angenommen. 

Grund dieser Besonderheit der auswärtigen Gewalt ist der Staat in seiner Stel-
lung zu seiner äußeren Umwelt : der Staat tritt anderen Staaten als rechtliche Ein-
heit gegenüber, die sich nicht weiter rechtfertigen muss. Ähnlich der Rechts-
gleichheit der Individuen des innerstaatlichen Rechts21, die sie bei all ihrer tat-
sächlichen Verschiedenheit zu Rechtsgenossen macht, geht der Staatenverkehr 
von der „souveränen Gleichheit"22 der tatsächlich grundverschiedenen Staaten 
aus. Die Staaten werden von der Idee her durch ihre Rechtsgleichheit Rechtsge-
nossen entsprechend der Rechtsgleichheit der Individuen gemäß den staatlichen 
Verfassungen.23 Jedoch mediatisiert die Völkerrechtsgemeinschaft die Staaten 
nicht in der Weise, wie es die staatliche Ordnung mit den einzelnen Rechtsunter-
worfenen tut.24 Dem der Rechtsunterworfenheit unter den Staat entsprechende 
Schutz des Einzelnen durch den Staat kann die Völkerrechtsgemeinschaft dem 
Völkerrechtssubjekt Staat nicht garantieren. Letztlich erscheint im Konflikt die 
Existenz eines Völkerrechtssubjekts weniger durch das Völkerrecht effektiv 
geschützt als durch seine eigene Handlungsfähigkeit. Diese rechtliche Hand-
lungsfähigkeit wird im Völkerrecht nicht umsonst auch mit dem Begriff der Sou-
veränität bezeichnet,25 dem Begriff, der eigentlich durch die Integration und Kon-
zentration der inneren Staatsgewalt seinen Weg in die Rechtswissenschaft gefun-
den hat.26 So steht der Staat in seinen auswärtigen Angelegenheiten in seiner sou-
veränen Gesamtheit da. Seine Art und Form der Existenz ist durch die auswärti-
gen Verhältnisse mitbestimmt. Die Stabilität auswärtiger Verhältnisse ist eine 
wesentliche Vorbedingung des Bestehens der inneren Rechtsgemeinschaft. Diese 
soll mittels der auswärtigen Gewalt gesichert werden. 

Auswärtige Gewalt lässt sich anhand ihrer direkten und indirekten Wirkungen 
auf den Bereich des innerstaatlichen Rechts messen. Sie ist an und für sich nicht 
oder nur schwer mit ihr eigenen Maßstäben rechtlich zu fassen. Allein auf die zwi-
schenstaatlichen, völkerrechtlichen und internationalen Vorgänge und Formen 
zu achten, ihre Aussagen und Zwecke für sich zu werten, würde den Begriff der 

21 Art.3 Abs. 1 GG: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich". 
22 Art. 2 Satz 1 der Satzung der Vereinten Nationen(SVN) vom 26.6. 1946 in BGBl. II 1973, 

S. 430ff. „Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer Mit-
glieder". 

23 Der Vergleich des Verhältnisses von Staaten und Individuen untereinander stammt zuerst 
wohl von John Locke in Two treatises on government im 12. Kapitel. 

24 Jellinek, Das System der subjektiven öffentlichen Rechte, 1905, S.314: „Es gibt keinen Sta-
tus der Staaten, welcher von der Staatengemeinschaft als solcher anzuerkennen wäre, aus dem 
einfachen Grunde, weil die Staatengemeinschaft als nicht zur Persönlichkeit gediehene Gemein-
schaft rechts- und handlungsunfähig ist." 

25 Art. 2 Satz 1 der Satzung der Vereinten Nationen. 
26 Quaritscb, Staat und Souveränität, S. 471 ff., 512. 
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auswärtigen Gewalt in dem schwer fassbaren völkerrechtlich - deskriptiven, 
symbolisch - zeichenhaften Bereich belassen. Eine für das Staatsrecht, für eine 
einheitlich zu denkende Rechtsordnung geltende Bestimmung auswärtiger 
Gewalt könnte so nicht sinnvoll gegeben werden. Die auswärtige Gewalt, allein 
für sich genommen, könnte dann im Ergebnis nicht als Rechtsbegriff verstanden 
werden. 

Die Eigenheiten eines Rechtsbegriffs zu erkennen und zu bestimmen, soll Auf-
gabe dieser Arbeit sein. Es ist der Versuch, durch Nachweis der unterschiedlichs-
ten Wirkungsweisen der auswärtigen Angelegenheiten vorrangig in der inner-
staatlichen Rechtsordnung27 die rechtlich wirksame Gestalt dieses Begriffes zu 
erfassen. Dieser Zugang zum Thema ist empirisch28, ein Zugang, wie er sonst 
mehr in der Sozialwissenschaft geläufig ist. Die potentielle Querschnittsbedeu-
tung des Begriffs der auswärtigen Gewalt erfordert Sichtung und „Messung" 
innerstaatlich rechtlicher Wirkungen in der gegenwärtigen Praxis und eine 
Bestandsaufnahme der entsprechend einhergehenden Rechtsüberzeugungen. 
Allein so kann vielleicht eine Eigenheit, etwas auch rechtlich Spezifisches erkannt 
werden. Als These wird ein Vorschlag gemacht werden, der noch Inhalt bekom-
men, falsifiziert oder auch durch die Darstellung der Praxis zur auswärtigen 
Gewalt gerechtfertigt werden muss. Die Schnittstelle zwischen innerstaatlichem 
Recht und den äußeren Einwirkungen der Gesichtspunkte, die der innerstaatli-
chen Rechtsordnung nicht unterworfen sind, wird entsprechend dieser Aus-
gangsthese eine besondere Rolle zur Erkenntnis der Eigenheit der auswärtigen 
Gewalt spielen. 

2. Unterscheidung in innere und. äußere Wirkungsricbtung 
der auswärtigen Gewalt 

Man kann Souveränität in eine äußere und eine innere Wirkungsrichtung unter-
scheiden. Wenn sie sich auf innerstaatliche Lebensverhältnisse richtet, ist die 
Regelungszuständigkeit des Staates mit dem Begriff der inneren Souveränität zu 
bezeichnen. Wenn es um das Verhältnis zu anderen Staaten oder sonstigen Völ-
kerrechtssubjekten geht, mag man die diesbezügliche Zuständigkeit als äußere 
Souveränität bezeichnen. Auch den abgrenzbaren Teil der staatlichen Souveräni-
tät, der im deutschen Sprachgebrauch mit dem Begriff der auswärtigen Gewalt 
umschrieben wird, kann man nach seiner Wirkungsrichtung einteilen. Ähnlich 
wie die Souveränität nach außen im Gegenüber zu anderen Souveränitätsansprü-
chen einen kooperativen Charakter hat und anderen Bedingungen unterliegt als 
im Inneren, wo sie als Begriff staatlicher Allmacht jedenfalls historisch ihren Platz 

27 Damit ist immer abstrakt „die" innerstaatliche Rechtsordnung im Gegensatz zur völker-
rechtlichen gemeint; nicht allein die konkrete deutsche, auch ausländische innerstaatliche 
Rechtsordnungen sind gemeint, wobei die deutsche im Mittelpunkt steht. 

28 Ernst Fraenkel, Völkerrecht und internationale Beziehungen, München 1994, S. 6ff. 
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